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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 517/72 des Rates vom 28. Februar 1972 über die Einführung gemeinsamer 
Regein für den Linienverkehr und die Sonderformen des Linienverkehrs 
mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgiiedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Verordnung (EWG) Nr. 517/72 des Rates vom 
28. Februar 1972 über die Einführung gemeinsamer 
Regeln für den Linienverkehr und die Sonderfor- 
men des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten muß geändert werden, 
damit sie den Linienverkehren und den Sonderfor- 
men des Linienverkehrs zwischen bestimmten durch 
das Meer voneinander getrennten Küstengebieten 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 19 


der Gemeinschaft Rechnung trägt und den Mitglied- 
staaten gestattet, von Artikel 20, der die Möglich- 
keit der Abweichung von einigen Vorschriften der 
Verordnung vorsieht, auf diese Verkehrsdienste an- 
zuwenden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

In Artikel 20 der Verordnung (EWG) Nr. 517/72 des 
Rates vom 28. Februar 1972 wird folgender Absatz 3 
hinzugefügt: 

„3. Bei Linienverkehr und Sonderformen des Linien- 
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten, deren 
Hoheitsgebiete ausschließlich durch das Meer 
voneinander getrennt sind, wird bei den in Ab- 
satz 1 genannten Entfernungen die Strecke, die 
an Bord eines besonders für die Beförderung 
von Nutzfahrzeugen gebauten und ausgestatte- 
ten, im Linieriverkehr betriebenen Seetransport- 
mittels zurückgelegt wird, nicht berücksichtigt." 
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Begründung 

1. Am 28. Februar 1972 verabschiedete der Rat die 
Verordnung (EWG) Nr. 517/72 über die Einführung 
gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr und die 
Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraftomnibus- 
sen zwischen den Mitgliedstaaten ^). 

Artikel 20 dieser Verordnung schreibt vor, daß die 
Mitgliedstaaten im Rahmen eines gegenseitigen Ein- 
vernehmens von bestimmten in diesem gleichen 
Artikel genannten Bestimmungen der Verordnung 
abweichen können, wenn ein Linienverkehr oder 
eine Sonderform des Linienverkehrs nur durch das 
Hoheitsgebiet von zwei Mitgliedstaaten führt, die 
Fahrstrecke kürzer als 100 km ist und sie innerhalb 
einer Zone liegt, deren Tiefe 50 km (Luftlinie) zu 
beiden Seiten der Grenze nicht überschreitet. 

2. Infolge des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten 
zu den Europäischen Gemeinschaften hat sich die 
Frage gestellt, ob die auf dem Meer zurückgelegten 
Strecken zwischen zwei Mitgliedstaaten bei der Be- 


rechnung der betreffenden Entfernungen berücksich- 
tigt werden müssen oder nicht. Der Beitrittsvertrag 
enthält keine diesbezügliche Bestimmung. Zur Ver- 
meidung von Kontroversen erscheint daher eine 
Regelung des betreffenden Falles notwendig. 

3. Der vorliegende Verordnungsvorschlag soll 
diese Lücke ausfüllen. Die von der Kommission vor- 
geschlagene Lösung entspricht der Lösung, die der 
Rat im Bereich der Güterbeförderung mit Kraftfahr- 
zeugen im Grenzverkehr durch den Erlaß der „Richt- 
linie vom 19. Dezember 1972 zur Änderung der 
Ersten Richtlinie vom 23. Juli 1972 über die Aufstel- 
lung einiger gemeinsamer Regeln für den internatio- 
nalen Verkehr (Gewerblicher Güterverkehr) " 3) ge- 
funden hat. Die Kommission ist der Ansicht, daß, da 
es sich im vorliegenden Fall um das gleiche Problem 
wie im Bereich des Güterkraftverkehrs handelt, die 
gleiche Lösung angestrebt werden muß. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 19 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 155 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7. November 1975 - 1/4 — 680 70 - E - Li 12/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23, Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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